


Untersuchungen zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik

61

Herausgegeben vom
Walter Eucken Institut





Das Prinzip 
der Selbstverantwortung

Grundlagen und Bedeutung  
im heutigen Privatrecht

Herausgegeben von

Karl Riesenhuber

Mohr Siebeck



Karl Riesenhuber, geboren 1967; Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Deutsches 
und Europäisches Handels- und Wirtschaftsrecht an der Ruhr-Universität Bochum.

Gedruckt mit Unterstützung der                                                  in Köln

ISBN 978-3-16-151805-8
ISSN  0083-7113 (Untersuchungen zur Ordnungstheorie und Ordnungspolitik)

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Natio-
nal biblio graphie; detaillierte bibliographische Daten sind im Internet über http://dnb. 
d-nb.de abrufbar.

2012 Unveränderte Studienausgabe

© 2011 Mohr Siebeck Tübingen.

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwer tung 
außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags 
unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, 
Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Sys- 
temen.

Das Buch wurde von Gulde-Druck in Tübingen aus der Stempel-Garamond gesetzt, auf 
alterungsbeständiges Werkdruckpapier gedruckt und gebunden.

e-ISB N  PD F 978-3-16-151873-7



Vorwort

Ob Finanzkrise, Europäische Rechtsangleichung, Verbraucherschutz oder 
Scheidungsfolgen: Selbstverantwortung, das Gegenstück der individuellen 
Freiheit, ist ein fundamentales Prinzip unserer (Privat-) Rechtsordnung. Indes 
wird ihr zumeist wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Das mag seinen Grund 
darin haben, dass man lieber das Süße als das Bittre betont, auch wenn beides 
untrennbar miteinander verbunden ist. Ein anderer Grund mag aber (wie v. 
Hayek vermutet) darin liegen, dass die Wertschätzung für die Freiheit gesunken 
ist.

Der vorliegende Band enthält die Beiträge zu der an der Ruhr-Universität 
Bochum veranstalteten Tagung zum „Prinzip der Selbstverantwortung“. Bei 
der Konzeption und Vorbereitung sowie bei der Durchführung der Tagung hat 
mich besonders mein Bochumer Fakultätskollege Peter A. Windel unterstützt. 
Ihm danke ich für die ständige Gesprächsbereitschaft, für freundliche Kritik 
und für zahlreiche weiterführende Hinweise.

Die Fritz-Thyssen-Stiftung hat die Veranstaltung und die Drucklegung 
großzügig fi nanziell gefördert und so den vorliegenden Band erst ermöglicht. 
Meinen Mitarbeitern danke ich sehr herzlich für die engagierte Mitwirkung bei 
der Vorbereitung und Durchführung der Tagung sowie bei der Vorbereitung 
der Publikation: Herrn Assessor Frank Rosenkranz, Frau Assessorin Dr. Han-
nah Krings, Herrn Assessor Stefan Wichary, Herrn Referendar Christof Taube, 
Frau Referendarin Sarah Rohde, Herrn Referendar Alexander Roos, Frau cand.
iur. Sina Krefft, Frau cand.iur. Sandra Rösler, Frau cand.iur. Ulrike Koch, Herrn 
cand.iur. Sven Lohse und Herrn cand.iur. Hans Schimmeck.

Berkeley, im Dezember 2010 Karl Riesenhuber
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Karl Riesenhuber

§  1 Das Prinzip der Selbstverantwortung

Grundlagen und Bedeutung im heutigen Privatrecht

„Freiheit bedeutet nicht nur, dass der Mensch 
sowohl die Gelegenheit als auch die Last der 
Wahl hat; sie bedeutet auch, dass er die Fol-
gen seines Handelns tragen muss und Lob 
und Tadel dafür erhalten wird.“
v. Hayek, Die Verfassung der Freiheit 
(4.  Aufl . 2005), S.  93

Übersicht

 I.   Das Prinzip der Selbstverantwortung.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  1

 II.   Grundlagenteil   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  2

 III.   Dogmatischer Teil: Bedeutung im heutigen Privatrecht   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  7

 IV.   Literaturhinweise .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  16

I. Das Prinzip der Selbstverantwortung

Als „Selbstverantwortung“ bezeichnet man das Prinzip, dass jeder für sein ei-
genes Handeln selbst verantwortlich ist und die Folgen – „Lob und Tadel für 
das eigene Handeln“ – zu tragen hat.1 Selbstverantwortung ist die Kehrseite der 
individuellen Freiheit und mit dieser ein Grundprinzip unserer Rechtsordnung, 
besonders der Privatrechtsordnung. Bydlinski nennt die Selbstverantwortung 
neben dem Prinzip der zweiseitigen Rechtfertigung und dem Subsidiaritäts-
prinzip als eins von drei Prinzipien des gesamten Privatrechts.2

1 Bydlinski, System und Prinzipien des Privatrechts (1996), S.  99–106; v. Hayek, Die Ver-
fassung der Freiheit (4.  Aufl . 2005), S.  93–109; Kennedy, Form and Substance in Private Law 
Adjudication, Harv.L.Rev. 89 (1976), 1685, 1713–1716.

2 Bydlinski (Fn.  1), S.  99–106; Flume, Rechtsgeschäft und Privatautnomie, in: Festschrift 
100 Jahre DJT (1960), S.  159 f.
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Obwohl Selbstverantwortung damit ein tragendes Prinzip der Privatrechts-
ordnung ist, wird es im juristischen Schrifttum3 selten erörtert. Schon v. Hayek 
stellte fest, der Gedanke der Verantwortung sei unpopulär, und warnte, mit der 
Geringschätzung oder sogar Abweisung der Verantwortung sei auch die Ge-
fahr eines Verlustes der Freiheit verbunden.4 Tatsächlich wird der Gedanke der 
Selbstverantwortung heute in den gängigen juristischen Lehrbüchern zum All-
gemeinen Teil des Bürgerlichen Rechts – in dem die Grundlagen gelegt werden 
– nicht angesprochen, jedenfalls nicht als solcher.5 Das ist Anlass, dem Prinzip, 
seinen Grundlagen, seinen Funktionen in der Rechts- und Wirtschaftsordnung 
und seiner Ausprägung im geltenden Recht nachzuspüren.

II. Grundlagenteil

Ebenso wie Freiheit ist Verantwortung eines der schlechthin grundlegenden 
und ewigen Themen jeder rechtlichen Ordnung und der Rechtsphilosophie. 
Zur Grundlegung ist daher zunächst zu erörtern, welche Bedeutung der Ge-
danke der Selbstverantwortung in der Rechtsphilosophie6 und im römischen 
Recht (§  2) – den Wurzeln der heutigen (Privat-) Rechtsordnung – hat.7

3 In anderen Bereichen nimmt man freilich teilweise einen „Selbstverantwortungsdiskurs“ 
mit rhetorischen Funktionen wahr oder konstatiert eine Infl ation des Begriffs; Hennig, Vom 
Systemvertrauen zur Selbstverantwortung – Der Wandel kapitalistischer Gefühlskultur und 
seine seelischen Kosten, in: Heidbrink/Hirsch (Hrsg.), Verantwortung als marktwirtschaft-
liches Prinzip (2008), S.  373, 375 f.; Reese-Schäfer, Autonomiepostulat als Verantwortungszu-
mutung – Jeder ein Unternehmer?, ebd., S.  395 f. („Für viele Bereiche der gegenwärtigen prak-
tischen Philosophie kann geradezu von einer ‚Infl ationierung des Verantwortungsbegriffs‘ 
die Rede sein.“); dazu auch Klement, Verantwortung (2006), S.  1 ff.

4 v. Hayek (Fn.  1), S.  93 f. und öfter. Der Sorge, Verantwortung sei unpopulär, steht freilich 
die empirische Wahrnehmung gegenüber: „die hochrangige, weitgehende konsensuelle und 
nach bisherigem Erkenntnisstand stabile Rangposition des Eigenverantwortungswertes in 
der Wertekonstellation der deutschen Bevölkerung“; Klages, Eigenverantwortung als zivilge-
sellschaftliche Ressource, in: Heidbrink/Hirsch (Hrsg.), Verantwortung in der Zivilgesell-
schaft (2006), S.  109–126.

5 Eigene Kapitel sind dort freilich den Grundprinzipien regelmäßig nicht gewidmet; an-
ders noch bei Larenz, Allgemeiner Teil (7.  Aufl . 1989), §  2 (S.  33–48) zum ethischen Persona-
lismus (und noch eingehender [1.  Aufl . 1967], §§  3–10 [S.  40–128]); gekürzt bei Larenz/Wolf, 
Allgemeiner Teil (9.  Aufl . 2004), §  2 Rn.  23–31 (zu Verantwortung als Grundlage für die Gel-
tung der Willenserklärung dort noch §  24 Rn.  33–42). Knappe Hinweise bei Bork, Allgemei-
ner Teil (2.  Aufl . 2006), §  2 Rn.  99, 107; Flume, Allgemeiner Teil  II (4.  Aufl . 1992), §  4, 8 (S.  59–
62: „Das Wesen der Willenserklärung und die Willensmängel – Selbstbestimmung und 
Selbstverantwortung“); Medicus, Allgemeiner Teil (9.  Aufl . 2006), §  17, erörtert nur Privatau-
tonomie.

6 Der Tagungsvortrag zu den philosophischen Grundlagen von Ludger Heidbrink, Uni-
versität Witten-Herdecke und Kulturwissenschaftliches Institut Essen, stand für die Veröf-
fentlichung leider nicht zur Verfügung.

7 S. die Hinweise bei Larenz (Fn.  5), §  2 (S.  33–48); ders., Richtiges Recht, S.  91 ff.; Forsch-
ner, in: Görres Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon (7.  Aufl . 1989), „Verantwortung“; Kenne-
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Auch für die Wirtschaftsordnung wird der Selbstverantwortung fundamen-
tale Bedeutung beigemessen (§  3). Exemplarisch kommt das darin zum Aus-
druck, dass v. Hayek sie zu den wesentlichen Elementen der „Verfassung der 
Freiheit“ rechnet.8 Im selben Sinne zählt Woll die Selbstverantwortung neben 
der Privatautonomie und der Sicherung eines möglichst großen Handlungs-
spielraums des Einzelnen (vor staatlichen Eingriffen und vor privater Macht) zu 
den drei Pfeilern, auf denen eine Marktwirtschaft und freiheitliche Ordnung 
beruht.9 Walter Eucken spricht das Thema der Selbstverantwortung – indirekt 
– vor allem unter dem bereits der Regelebene zuzuordnenden Gesichtspunkt 
der Haftung an.10 Dem Prinzip Haftung misst er ebenso konstituierende Be-
deutung für die Wettbewerbsordnung bei wie der Vertragsfreiheit: „Das Prin-
zip der Vertragsfreiheit ist der Wettbewerbsordnung zuzuordnen. Es trägt zur 
Konstituierung der Wettbewerbsordnung bei und erhält – umgekehrt – im Rah-
men der Wettbewerbsordnung seinen eigentlichen Sinn. (.  .  .) Die Haftung trägt 
dazu bei, die Wettbewerbsordnung zu konstituieren und systemfremde Markt-
formen nicht entstehen zu lassen. (.  .  .) Die Wettbewerbsordnung kann ohne per-
sönliche Verantwortung der einzelnen ebensowenig funktionsfähig werden wie 
beim Fehlen ausreichender Marktformen oder Geldordnungen.“11 In der Wirt-
schaftspolitik der Bundesrepublik hat besonders Ludwig Erhard Selbstverant-
wortung als tragenden Grundsatz etabliert. Das kommt exemplarisch zum 
Ausdruck, wenn er das Kartellrecht als zentrales „Konsumentenschutzgesetz“ 
versteht.12

dy, Harv.L.Rev. 89 (1976), 1685, 1713–1716; Jonas, Das Prinzip Verantwortung (1979; Neu-
aufl . 2003); Mayer-Maly, Privatautonomie und Selbstverantwortung, JBRSOZ 14 (1989), 
268–283; Nida-Rümelin, Strukturelle Rationalität (2001); Schmidtz/Goodin, Social Welfare 
and Individual Responsibility (1998); Weischedel, Das Wesen der Verantwortung (1933); 
Atiyah, The Rise and Fall of Freedom of Contract (1985), S.  278–283 (über „Individualism 
and Self-Reliance“); Baldus, Die Bedeutung der Willensfreiheit im römischen Privatrecht, in: 
Lampe/Pauen/ Roth (Hrsg.), Willensfreiheit und rechtliche Ordnung (2008), S.  167–195; 
Klement, Verantwortung (2006), S.  31 ff. Vgl. auch Böhm, Privatrechtsgesellschaft und Markt-
wirtschaft, ORDO 17 (1966), 75–151; Fromm, Die Furcht vor der Freiheit (1941; 14. Aufl . 
2008).

8 v. Hayek (Fn.  1) S.  93–109 („Kapitel 5: Verantwortung und Freiheit“). Aus jüngerer Zeit 
etwa Hamm, Selbstverantwortung in ordnungspolitischer Sicht, ORDO 57 (2006), 191–207.

9 Woll, Selbstverantwortung und Freiheit als Ursachen von Wohlstand, in: Ludwig-Er-
hard-Stiftung (Hrsg.), Marktwirtschaft als Aufgabe (1994), S.  263–270.

10 Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik (7.  Aufl . 2004), S.  285, bringt freilich zum 
Ausdruck, dass er durchaus zwischen der Haftung als rechtstechnischer Umsetzung und den 
zugrundeliegenden Prinzipien von Freiheit und Selbstverantwortung unterscheidet. Zur dog-
matischen Umsetzung des Gedankens des Selbstverantwortung in der Zurechnung Canaris, 
Die Vertrauenshaftung im deutschen Privatrecht (1971), S.  467–490.

11 Eucken (Fn.  10), S.  279, 280 f.; daran anschließend Hamm, ORDO 57 (2006), 191–207.
12 Erhard, Wohlstand für alle (8.  Aufl . 1964; Neudruck 2009), S.  198–200 (zum „Konsu-

mentenschutzgesetz“) und passim. Ferner Müller-Armack, Wirtschaftslenkung und Markt-
wirtschaft (1946; Neudruck 1990) (bes. S.  95 ff.; Steuerung der Marktwirtschaft nur durch sie 
ergänzende und stärkende Mechanismen).
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Inwiefern ist der Einzelne frei und sein Handeln nicht schon weitgehend vor-
bestimmt und inwieweit kann man ihn daher auch für sein Handeln verant-
wortlich machen? Der Determinismus-Streit ist schon alt,13 er hat aber in jün-
gerer Zeit durch die Ergebnisse der Hirnforschung neue Nahrung bekommen.14 
Die Ergebnisse der Hirnforschung kann man als Hinweis auf eine Determinie-
rung ansehen, sie scheinen diesen Schluss indes bislang nicht zwingend zu tra-
gen (§  4).

Die Diskussion koinzidiert in gewisser Weise mit einer Entwicklung der 
ökonomischen Theorie, psychologische Gesetz- oder Regelmäßigkeiten, wie sie 
seit längerer Zeit die Verhaltenstheorie hervorhebt, bei der Modellbildung mit 
zu berücksichtigen. Auch wenn man nicht von einer weitgehenden Vorbe-
stimmtheit des Menschen ausgeht, so weist die Verhaltenstheorie doch darauf 
hin, dass Menschen sich nicht stets rational nutzenmaximierend verhalten, son-
dern mit gewissen Regelmäßigkeiten irrational.15 Behavioral law and economics 
versucht, die Folgerungen aus der Verhaltensökonomik für die Rechtswissen-
schaft fruchtbar zu machen (§  5).16 Auch die EU-Kommission hat sich bereits 
dafür interessiert, wie man diese Forschung zur Verbesserung der Verbraucher-
schutzpolitik fruchtbar machen kann.17 Die Verhaltensökonomik kann freilich 
keine präskriptive oder normative Funktion haben. Sie war indes durchaus An-

13 S. schon v. Hayek (Fn.  1), S.  94–97; Bydlinski (Fn.  1), S.  101–105; Larenz (Fn.  7), S.  91 ff.; 
Röhl/Röhl, Allgemeine Rechtslehre (3.  Aufl . 2008), §  17; Weischedel, Das Wesen der Verant-
wortung (1933), S.  17 ff.

14 S. etwa W. Singer, Der Beobachter im Gehirn (2002); ders., Ein neues Menschenbild? 
(2003); Geyer (Hrsg.) Hirnforschung und Willensfreiheit (2004); Green/Cohen, For the 
Law, Neuroscience Changes Nothing and Everything, Phil.Trans.R.Soc.Lond.B 359 (2004), 
1775–1785; Nida-Rümelin, Über menschliche Freiheit (2005); Lampe/Pauen/Roth (Hrsg.) 
Willensfreiheit und rechtliche Ordnung (2008); Pauen/Roth, Freiheit, Schuld und Verant-
wortung (2008); Roth/Grün (Hrsg.), Das Gehirn und seine Freiheit (2009); Wolff, Die Wil-
lensfreiheit und die Grundrechte, JZ 2006, 925–930. Kürzlich Seidel, Wille und Verantwor-
tung – Das Gehirn moduliert den Determinismus, NJOZ 2009, 2106–2112.

15 Grundlegend H. A. Simon, A Behavioral Model of Rational Choice, Q. J.Econ.  69 (1955), 
99–118; Kahnemann/Tversky, Prospect Theory: An Analysis of Decision under Risk, Eco-
nometria 47 (1979), 263–292. Ariely, Predictably Irrational (2008); Akerlof/Shiller, Animal 
Spirits (2009).

16 Grundlegend Jolls/Sunstein/Thaler, A Behavioral Approach to Law and Economics, 
Stan.L.Rev. 50 (1998), 1471–1550; Sunstein (Hrsg.), Behavioral Law & Economics (2000). 
Weiterhin etwa Camerer/Issacharoff/Loewenstein/O’Donoghue/Rabin, Regulation for 
Conservatives: Behavioral Economics and the Case for Asymmetric Paternalism, U.Penn.
L.Rev. 151 (2003), 1211–1254; Thaler/Sunstein, Nudge (2008). Aus dem deutschen Schrift-
tum Eidenmüller, Der homo oeconomicus und das Schuldrecht: Herausforderungen durch 
Behavioral Law and Economics, JZ 2005, 216–224; Engel/Englerth/Lüdemann/Spiecker ge-
nannt Döhmann, Recht und Verhalten (2007); Fleischer, Behavioral Law and Economics im 
Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht – Ein Werkstattbericht, in: Festschrift für Immenga 
(2004), S.  575–587; Schön, Zwingendes Recht oder informierte Entscheidung – zu einer neuen 
Grundlage unserer Zivilrechtsordnung, in: Festschrift für Canaris (2007), S.  1191–1211.

17 http://ec.europa.eu/consumers/dyna/conference/index_en.htm (zuletzt abgerufen am 
10.  12.  2010).
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lass dafür, neue Formen des Paternalismus vorzuschlagen: Einen „asymmet-
rischen Paternalismus“18 und einen „libertären Paternalismus“19. Was ergibt 
sich aus dieser Perspektive für die Selbstverantwortung?

Interessanterweise stammt das wohl prominenteste (oder populärste) Buch 
aus jüngerer Zeit, das den Begriff der Selbstverantwortung im Titel trägt, nicht 
aus Jurisprudenz, Ökonomie oder Philosophie, sondern aus (der Praxis der) der 
Personalberatung: „Das Prinzip Selbstverantwortung – Wege zur Motivati-
on“.20 In der Managementtheorie kommen Betriebswirtschaft und Psychologie 
zusammen. Geht es darum, Mitarbeiter zu motivieren, so setzt die Manage-
menttheorie ein treffendes Verständnis menschlicher Fähigkeiten und Bedingt-
heiten ebenso voraus wie Kenntnis der zugkräftigen Anreizstrukturen. Auch 
die Perspektive der Arbeitswissenschaft verspricht ein vertieftes Verständnis 
der Selbstverantwortung (§  6).

Der Determinismus-Streit bewegt die Rechtswissenschaft auch deswegen so 
sehr, weil letztlich jedes Rechtssystem auf der grundsätzlichen Möglichkeit der 
individuellen Verantwortlichkeit beruht. Das nationale Verfassungsrecht setzt 
sie voraus,21 ebenso das Recht der Europäischen Union. Die selbstverantwort-
liche Gestaltung der eigenen Verhältnisse, aber auch die Anerkennung als ver-
antwortlich Handelnder ist zugleich grundrechtlich verbürgt.22 Im Recht der 
Europäischen Union ist das besonders deutlich (§  7). Marktwirtschaft, Grund-
freiheiten und Wettbewerbsrecht sowie Subsidiarität gehören – durchaus in der 

18 Camerer/Issacharoff/Loewenstein/O’Donoghue/Rabin, U.Penn.L.Rev. 151 (2003), 
1211–1254.

19 Sunstein/Thaler, Libertarian Paternalism is not an Oxymoron, U.Chi.L.Rev. 70 (2003), 
1159–1202; Thaler/Sunstein (Fn.  16).

20 Sprenger, Das Prinzip Selbstverantwortung (12.  Aufl . 2007). Zur Eigenverantwortung 
als einer (vorhandenen!) Ressource auch für die intrinsische Motivation von Arbeitnehmern 
auch Klages (Fn.  4), S.  121 ff. und öfter.

21 Hesse, Verfassungsrecht und Privatrecht (1988), S.  42 f. („Denn in Selbstbestimmung 
und Selbstverantwortung manifestiert sich zu einem wesentlichen Teil der Typus Mensch, 
von dem das Grundgesetz ausgeht und auf den die verfassungsmäßige Ordnung angewiesen 
ist.“); Di Fabio, Verantwortung als Verfassungsinstitut, in: Festschrift für Fromme (2002), 
S.  15–40. Zur Bedeutung der neueren Hirnforschung für das Verfassungsrecht Wolff, JZ 2006, 
925–930; Spranger, Der Einsatz neurowissenschaftlicher Instrumente im Lichte der Grund-
rechtsordnung, JZ 2009, 1033–1040. Kürzlich Hassemer, Haltet den geborenen Dieb!, FAZ v. 
15.  5. 2010, S.  35.

22 BVerfGE 49, 286, 298: „Art.  1 Abs.  1 GG schützt die Würde des Menschen, wie er sich 
in seiner Individualität selbst begreift und seiner selbst bewusst wird. Hierzu gehört, dass der 
Mensch über sich selbst verfügen und sein Schicksal eigenverantwortlich gestalten kann.“ 
Maunz/Dürig – Di Fabio, GG (53. EL 2009), Art.  2 Rn.  101–115; Sachs – Höfl ing, Grundge-
setz-Kommentar (5.  Aufl . 2009), Art.  1 GG Rn.  35; St. Lorenz, Der Schutz vor dem uner-
wünschten Vertrag (1997), S.  15, 18 ff. Vgl. auch Röpke, Der Markt im Dienste der Gesell-
schaft, FAZ v. 14.  3. 1964, S.  5, zitiert nach Hamm, ORDO 57 (2006), 191 („Sind wir nicht 
selbst die Sünder, wenn wir im Namen des Wohlfahrtsstaates die Menschen immer mehr ent-
mündigen, mit Begehrlichkeit erfüllen und den Bereich der Selbstverantwortung, der der 
Menschenwürde gemäß ist, immer mehr einengen?“); BGH, NJW 2005, 1937, 1938 (unter 
Hinweis auf §  2 Abs.  1 Nr.  1 und 2 HeimG).
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Tradition der Freiburger Schule – zu ihren prägenden Prinzipien:23 Diese Ele-
mente der wirtschaftlichen Grundordnung implizieren die Selbstverantwor-
tung des Einzelnen. Tatsächlich hat der Europäische Gerichtshof das in seiner 
Rechtsprechung besonders hervorgehoben: Der Binnenmarkt mit seinen viel-
fältigen Auswirkungen auf die Mitgliedstaaten, ihre Märkte und ihre Marktteil-
nehmer – Unternehmer wie Verbraucher – setzt nicht nur Selbstverantwortung 
voraus, sondern verlangt sie in einem höheren Maße.24 Die Frage nach der 
Selbstverantwortung berührt damit Grundfragen der Europäischen Wirt-
schaftsverfassung,25 deren Entwicklung durch den Vertrag von Lissabon derzeit 
eingehend erörtert wird.26

Im nationalen deutschen Verfassungsrecht (§  8) sind hingegen in jüngerer 
Zeit eher die Grenzen der Selbstverantwortung oder die Antinomien der Frei-
heit Gegenstand von Entscheidungen gewesen.27 Darum geht es zentral in der 
sog. Bürgschaftsrechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.28 Einerseits 
kann man sie im Ansatz durchaus als Beitrag zur „Ordnung“ der Freiheit ver-
stehen. Wenn das Gericht darauf abstellt, die Freiheit dürfe sich nicht selbst 
aufheben, der einzelne dürfe sich nicht durch eine lebenslange Bindung selbst 

23 S. nur Grundmann, Europa- und wirtschaftsrechtliche Grundlagen der Privatrechtsge-
sellschaft, in: Riesenhuber (Hrsg.), Privatrechtsgesellschaft (2007), S.  105–130; ders., The 
Concept of the Private Law Society after 50 Years of European and European Business Law, 
ERPL 2008, 553–581; Müller-Graff, Die Europäische Privatrechtsgesellschaft in der Verfas-
sung der Europäischen Union, in: ders./H. Roth (Hrsg.), Recht und Rechtswissenschaft 
(2000), S.  271–305; Peukert, Der Wandel der europäischen Wirtschaftsverfassung im Spiegel 
des Sekundärrechts, ZHR 173 (2009), 536, 542 ff. et passim.

24 S. z. B. EuGH v. 13.  1. 2000 – Rs. C-220/98 Estée Lauder, Slg. 2000, I-117 Rn.  27; EuGH 
v. 16.  7. 1998 – Rs. C-210/96 Gut Springenheide und Tusky, Slg. 1998, I-4657 Rn.  31; EuGH v. 
20.  2. 1979 – Rs. 120/78 Rewe, Slg. 1979, 649 Rn.  13 („Cassis de Dijon“); EuGH v. 10.  11. 1982 
– Rs. 261/81 Rau, Slg. 1982, 3961 Rn.  17 („würfelförmige Margarine“); EuGH v. 9.  12. 1981 – 
Rs. 193/80 Kommission ./. Italien, Slg. 1981, 3019 Rn.  27 („Weinessig“). Riesenhuber, Europä-
isches Vertragsrecht (2.  Aufl . 2006), Rn.  134–136, 272. S. a. Müller-Graff, Gemeinschaftspri-
vatrecht (2.  Aufl . 1991), S.  19.

25 Zu ihr etwa Basedow, Von der deutschen zur europäischen Wirtschaftsverfassung 
(1992); ders., Die Europäische Union zwischen Marktfreiheit und Überregulierung – Das 
Schicksal der Vertragsfreiheit, in: Stiftung Gesellschaft für Rechtspolitik, Trier/Institut für 
Rechtspolitik an der Universität Trier (Hrsg.), Bitburger Gespräche Jahrbuch 2008/I, S.  85–
104; Grundmann (Fn.  23: Privatrechtsgesellschaft); Müller-Graff (Fn.  23); Mestmäcker, Auf 
dem Wege zu einer Ordnungspolitik für Europa, in: Festschrift für von der Groeben (1987), 
S.  9–49; ders., Zur Wirtschaftsverfassung in der Europäischen Union, in: Hasse/Molsberger/
Watrin (Hrsg.), Ordnung in Freiheit – Festgabe für Hans Willgerodt (1994), S.  263–292.

26 Basedow, Das Sozialmodell von Lissabon: Solidarität statt Wettbewerb?, EuZW 2008, 
225; Müller-Graff, Das verschleierte Antlitz der Lissabonner Wirtschaftsverfassung, ZHR 
173 (2009), 443–453; Peukert, ZHR 173 (2009), 536–574.

27 Allgemein zum Gedanken der Verantwortung im öffentlichen Recht kürzlich Klement, 
Verantwortung (2006). Zum „Schutz des Menschen vor sich selbst“, s. die gleichnamige Ar-
beit von Hillgruber (1992); Singer, Vertragsfreiheit, Grundrechte und der Schutz des Men-
schen vor sich selbst, JZ 1995, 1133–1141.

28 Dazu nur BVerfGE 89, 214.
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entmündigen, so lässt sich das durchaus als ein Postulat ordo-liberaler Prägung 
verstehen, wie es ähnlich dem Versklavungsverbot oder dem Kartellverbot zu-
grunde liegt. Man kann in dieser judikativen sowie in jüngeren legislatorischen 
Entwicklungen zum „Schutz des Schwächeren“ aber auch einen Ausdruck des 
Sozialstaatsprinzips sehen (§  9).29 Andererseits wird kritisiert, dass Freiheit und 
Verantwortung eingeschränkt werden, wenn nicht eine formale, sondern eine 
materiale Betrachtung maßgebend ist.30

III. Dogmatischer Teil: Bedeutung im heutigen Privatrecht

In vielen Bereichen bedarf das Prinzip der Selbstverantwortung einer Verge-
wisserung. Als Prinzip ist es zwar in wohl ausnahmslos jeder Rechtsordnung in 
irgendeiner Form nachweisbar. Entscheidend ist indes die Frage, welche Bedeu-
tung ihm beigemessen wird:31 Prinzipien zeichnen sich durch eine Gewichtsdi-
mension (dimension of weight)32 aus, sie „entfalten ihren eigentlichen Sinngehalt 
erst in einem Zusammenspiel wechselseitiger Ergänzung und Beschränkung“.33 
Über den Stellenwert der Selbstverantwortung im europäischen und im natio-
nalen Privatrecht gibt es Unsicherheit und Streit. Der Selbstverantwortung wird 
die Verantwortung des Staates oder der Gesellschaft und die Allein- oder die 
Mitverantwortung anderer entgegengehalten. Welches Gewicht hat das Prinzip 
der Selbstverantwortung im heutigen Privatrecht? Welche Bedeutung haben 
umgekehrt einzelne Rechtsgebiete für eine auf dem Prinzip der Selbstverant-
wortung beruhenden Wirtschaftsordnung? – Die damit aufgeworfenen Fragen 
lassen sich exemplarisch verdeutlichen:

So steht der hervorragenden Bedeutung der Selbstverantwortung, die der Eu-
ropäische Gerichtshof Binnenmarktprinzip und Grundfreiheiten entnommen 

29 Dazu grundlegend Neuner, Privatrecht und Sozialstaat (1999). Ferner St. Lorenz 
(Fn.  22), S.  21; Müller-Graff (Fn.  23), S.  277. Vgl. auch – aus soziologischer Sicht – F.-X. Kauf-
mann, Verantwortung im Sozialstaatsdiskurs, in: Heidbrink/Hirsch (Hrsg.), Verantwortung 
in der Zivilgesellschaft (2006), S.  39–60.

30 Zu den Grundlagen Reuter, Die ethischen Grundlagen des Privatrechts – formale Frei-
heitsethik oder materiale Verantwortungsethik? AcP 189 (1989), 199–222; ders., Freiheit s-
ethik und Privatrecht in: Bydlinski/Mayer-Maly (Hrsg.), Die ethischen Grundlagen des 
Privatrechts (1994), S.  105–130; Bydlinski, Formale Freiheitsethik und andere Ethiken im Pri-
vatrecht, in: Kessal-Wulf/Martinek/Rawert (Hrsg.), Formale Freiheitsethik oder materiale 
Verantwortungsethik (2006), S.  99–137; Zöllner, Privatrecht und Gesellschaft, in: Riesenhu-
ber (Hrsg.), Privatrechtsgesellschaft (2007), S.  53–74; ders., Regelungsspielräume im Schuld-
vertragsrecht – Bemerkungen zur Grundrechtsanwendung im Privatrecht und zu den so-
genannten Ungleichgewichtslagen, AcP 196 (1996), 1–36; Riesenhuber/Nishitani (Hrsg.), 
Wandlungen oder Erosion der Privatautonomie? (2007).

31 Auer, Materialisierung, Flexibilisierung, Richterfreiheit (2005), S.  12–21.
32 Dworkin, Taking Rights Seriously (1977), S.  26 f.
33 Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz (2.  Aufl . 1983), S.  53, 55 f. 

sowie S.  113–116; Larenz (Fn.  7), S.  27 f.


